
 

 

Gemeinde Rosendahl Rosendahl, den 31.01.2012 

 Der Bürgermeister 
 
 

 

S i t z u n g s v o r l a g e  Nr. VIII/380 

öffentliche Sitzung 
 

 

 

Beratungsgang: 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 09.02.2012 

Rat 22.02.2012 

 
 

 

Betreff: 4. Änderung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Nord" im 

Ortsteil Holtwick im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 

Baugesetzbuch (BauGB) 

hier: Aufstellungsbeschluss gemäß §§ 2 und 13a BauGB sowie 

Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 

 

FB/Az.: IV/621.41 
 

 

Produkt: 53/09.001 Räumliche Planung und Entwicklung 
 

 

 

Bezug: PLBUA, 20.05.2010, TOP 4  ö.S., SV VIII/113 
Rat, 27,05.2010, TOP 6 ö.S., SV VIII/113 
 

 

 

Finanzierung: 

Höhe der tatsächlichen/ voraussichtlichen Kosten:        ca. 200 €   
 

Finanzierung durch Mittel bei Produkt:             

Über-/ außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von:                    

Finanzierungs-/ Deckungsvorschlag:                       
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Das Verfahren zur 4. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Nord“ im Ortsteil 
Holtwick wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a des BauGB ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB auf Grundlage des der Sitzungsvorlage Nr. 
VIII/380 beigefügten Satzungsentwurfes, bestehend aus Satzungstext, Begründung und 
Planzeichnungen, durchgeführt. 
 
Gemäß § 13a in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 und § 3 Abs. 2 BauGB wird die 
öffentliche Auslegung der Planunterlagen beschlossen. 
 
Dieser Beschluss ist gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 BauGB in Verbindung mit § 13a Abs. 3 
Nr. 1 und 2 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.  
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Sachverhalt: 
 
Der Eigentümer des Grundstückes Gemarkung Holtwick, Flur 5, Flurstück Nr. 120 beab-

sichtigt, auf seinem Grundstück entsprechend der als Anlage I beigefügten Planskizze 
eine Lagerhalle zu errichten. 
 
Das Grundstück liegt an der „Handwerkerstraße“ und wird planerisch durch den Bebau-
ungsplan „Gewerbegebiet Nord“ abgedeckt. Die Lage des Grundstückes ist aus dem bei-

gefügten Auszug aus dem Liegenschaftskataster (Anlage II) ersichtlich, in dem dieses 
schraffiert dargestellt ist. 
 

Wie der Anlage I zu entnehmen ist, weist das relativ schmale Gewerbegrundstück an der 
Handwerkerstraße nur eine Breite von ca. 23 m aus. An der B 474 beträgt die Grund-
stücksbreite hingegen knapp 33 m. Die Errichtung der geplante Lageralle in einer Breite 
von 20 m ist deshalb unter Einhaltung der notwendigen Grenzabstände nur möglich, 
wenn diese möglichst dicht an die B 474 heranrückt.  
 
Nach dem geltenden Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nord“ beträgt die derzeitige Bau-
grenze 20 m von der Grundstücksgrenze zur B 474. Zulässig ist jedoch eine Baugrenze 
im Abstand von 20 m zum befestigten Fahrbahnrand der B 474. Aufgrund der sehr brei-
ten Grabenfläche zwischen der B 474 und dem o.g. Grundstück kann die Baugrenze um 
ca. 10 m nach Nordosten bzw. dichter an die B 474 verschoben werden. Mit der vorste-
henden Verschiebung der Baugrenze kann das geplante Vorhaben realisiert werden. 
 
Zur Abrundung des Plangebietes wird auch das nördlich angrenzende Flurstück Nr. 119 
in den Änderungsbereich einbezogen. 
 
Da der Änderungsbereich kleiner als 20.000 qm ist, ist das beschleunigte Verfahren ge-
mäß § 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung) hier anwendbar. 
 
Durch die Änderung des Bebauungsplanes wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben be-
gründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Weiterhin bestehen keine 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB ge-
nannten Schutzgüter. 
 
Daher wird zur Änderung des Bebauungsplanes das beschleunigte Verfahren nach §13a 
BauGB durchgeführt und die Planunterlagen werden für die Dauer eines Monats öffent-
lich ausgelegt. 
 
Der Satzungsentwurf, bestehend aus Satzungstext, Begründung und Planzeichnungen, 

ist der Sitzungsvorlage als Anlage III beigefügt. 
 
Zur Einleitung des Verfahrens ist nunmehr der Aufstellungsbeschluss gemäß § 13a 
BauGB zu fassen und die öffentliche Auslegung gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 2 BauGB zu beschließen. 
 
Im Auftrage: 
 
 
 
 
              Brodkorb     Niehues 
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Stellv. Fachbereichsleiterin          Bürgermeister 
 
 

Anlage(n): 
 
Anlage I:   Planskizze für die geplante Lagerhallt 
Anlage II:  Auszug aus dem Liegenschaftskataster 
Anlage III: Satzungsentwurf bestehend aus Satzungstext, Begründung und Planzeich-
nungen 
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